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V

Vorwort

Ginge es bei der verfassungsrechtlichen Ausbildung im Jurastudium nach der politi-
schen und praktischen Relevanz von Verfassungsrecht, müsste das Finanz- und Haus-
haltsverfassungsrecht eine Kernmaterie der verfassungsrechtlichen Ausbildung sein. Es
gibt kaum eine andere verfassungsrechtliche Materie, in der so erbittert gestritten und
bei der so oft die Verfassung geändert wurde wie im Finanz- und Haushaltsverfas-
sungsrecht. Es geht in diesem Rechtsgebiet um Geld und damit auch um Macht im
Staat. Insbesondere der Bundesstaat in Deutschland erhält durch die Finanzverfassung
sein unverwechselbares Gesicht. Nicht ohne Grund hat in den letzten Jahren in der
öffentlichen Wahrnehmung und im politischen Geschäft das Amt des Bundesfinanz-
ministers dem des Außenministers als wichtigstem Regierungsmitglied neben der
Kanzlerin scheinbar den Rang abgelaufen.

Trotz seiner großen praktischen und wirtschaftlichen Bedeutung spielt das Finanz-
und Haushaltsverfassungsrecht in der juristischen Ausbildung bisher bestenfalls eine
Statistenrolle: „Zum Prüfungsstoff der Pflichtfächer gehören [.. .] Staatsrecht, jedoch
ohne Notstands- und Finanzverfassungsrecht“. Dieser Satz, welcher sich so oder so
ähnlich nicht nur in der Berliner Juristenausbildungsordnung, sondern in den Ausbil-
dungsordnungen aller Bundesländer findet, hat insoweit zu einer bedauernswerten
Diskrepanz zwischen praktisch-politischer Verfassungsrelevanz und der juristischen
Ausbildung im Verfassungsrecht geführt. Das ist nicht ohne Auswirkung auf die Aus-
bildungsliteratur im Finanz- und Haushaltsverfassungsrecht geblieben (vgl. S. VII).
Bis auf das zuletzt im Jahre 2000 erschienene anerkannte Lehrbuch von Hans-Günter
Henneke „Öffentliches Finanzwesen. Finanzverfassung“ (2. Aufl. 2000) (das sich zu-
dem nicht mit dem Haushaltsverfassungsrecht befasst) herrscht nahezu eine völlige
Leere bezüglich der Lehrbuchliteratur im Finanz- und Haushaltsverfassungsrecht.
Diesem Mangel will das vorliegende Kurzlehrbuch abhelfen.

Das vorliegende Buch ist in etwa drei Jahrzehnten – freilich mit einigen längeren Un-
terbrechungen – aus den Skripten zu meiner Vorlesung im Finanz- und Haushaltsver-
fassungsrecht in Trier und Berlin entstanden. Eine Reihe von Mitarbeitern haben mir
während dieses langen Entstehungsprozesses zu unterschiedlichen Zeiten immer wie-
der wertvolle Unterstützung geleistet. Dafür danke ich allen sehr. Namentlich erwäh-
nen möchte ich Martin Schulte für die Trierer Zeit sowie Dr. Mirko Zorn und Dr.
Gregor Kutzschbach nach dem Jahre 2000 in Berlin. Den erfolgreichen Durchbruch
und Abschluss ab etwa 2012 verdanke ich dem unermüdlichen und kenntnisreichen
Einsatz meines Assistenten Norman Reich. Auch Dr. Holger Greve sowie Privatdozent
Dr. Kai von Lewinski haben wichtige Unterstützung geleistet. Bei den technisch-re-
daktionellen Schlussarbeiten haben meine studentischen Hilfskräfte wichtige Hilfsar-
beiten geleistet. Danken möchte ich insbesondere cand. iur. Malte Preuß für die Er-
stellung des Abkürzungsverzeichnisses und stud. iur. Daniel Hillus für die Erstellung
des Findex.

Das Buch berücksichtigt den Rechtsstand Ende 2013. Insbesondere die – bis dahin
beschlossenen – Maßnahmen zur Bewältigung der Finanz- und Euro-Krise sind um-
fassend berücksichtigt. Insgesamt steht allerdings zu befürchten, dass die schnellen
und oft hektischen Reaktionen der Politik und des Rechts auf die Finanzkrise, die
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Euro-Krise und die Überschuldungsproblematik im In- und Ausland relativ bald dazu
führen werden, dass manche Aussagen im Buch schon in wenigen Jahren teilweise
überholt sein werden. Darüber hinaus tritt zum 31.Dezember 2019 das Finanzaus-
gleichsgesetz (FAG) außer Kraft (vgl. § 20 FAG), der Solidarpakt II läuft aus und die
Übergangsfrist für die Länder zur Schuldenbremse endet (Art. 143d Abs. 1 S. 3 GG).
Spätestens dann wird eine Neuauflage erforderlich sein. Es steht allerdings zu hoffen,
dass wesentliche in diesem Buch geschilderte bzw. erarbeitete Strukturen auch bewegte
Zeiten und substantielle Änderungen des Grundgesetzes und des EU-Rechts über-
dauern werden.

Angesichts des bisherigen weitgehenden Vakuums einschlägiger Lehrbuchliteratur
zum Finanz- und Haushaltsverfassungsrecht ist die Vorlage dieses Buches gewiss ein
Wagnis. Aber ohne solche Wagnisse sind Fortschritte in der rechtswissenschaftlichen
Forschung und Lehre kaum zu erreichen. Wenn dieses Buch dazu beitragen könnte,
Studierende für das Finanz- und Haushaltsverfassungsrecht zu interessieren und viel-
leicht sogar den ein oder anderen dafür zu begeistern, wäre schon viel gewonnen.

Anregungen, Kritik und Korrekturen sind willkommen (Prof. em. Dr.Michael Kloepfer,
Humboldt-Universität zu Berlin, Juristische Fakultät, Hausvogteiplatz 5–7, 10099 Ber-
lin;michael.kloepfer@rewi.hu-berlin.de).

Berlin, im Januar 2014 Michael Kloepfer
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